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Auf-Rüsten

Das Thema Sicherheit in 
Südasien produziert zwar 
keine beständig großen 

Schlagzeilen wie etwa die Span-
nungen im Südchinesischen Meer. 
Südasien gehört jedoch, insbeson-
dere in Gestalt von Indien und Pa-
kistan, seit Jahren zu den größten 
Waffenimporteuren. Die beiden 
Staaten haben ihre Militärausga-
ben, Waffenkäufe und Waffenbe-
stände in den letzten zehn Jahren 
erheblich gesteigert. 

Neun Staaten besaßen laut SIPRI zu 
Beginn des Jahres 2020 etwa 13.400 
Atomwaffen, von denen 3720 un-
mittelbar einsatzbereit waren. Un-
gefähr 1800 davon werden in hoher 
Alarmbereitschaft gehalten. Zu den 
neun Staaten zählt SIPRI die USA, 
Russland, Großbritannien, Frank-
reich, China, Indien, Pakistan, Is-
rael und Nordkorea – unbeschadet 
der Dementi seitens der dortigen 
Regierung. 

Regionale Trends

Das SIPRI identifizierte für den 
Zeitraum 2015-2019 insgesamt 160 
Staaten als Importeure von Groß-
waffen. Die fünf größten Waffenim-
porteure waren (in der Reihenfolge) 
Saudi-Arabien, Indien (zweite Stel-
le), Ägypten, Australien und Chi-

na. Auf die fünf Staaten entfielen 
zusammen 36 Prozent der gesamt-
en Waffenimporte. Über Jahre ran-
gierte Indien unter den Staaten mit 
den weltweit höchsten Rüstungsaus-
gaben - nach den USA, China und 
Saudi Arabien. Im Jahr 2019 gab In-
dien 71,1 Milliarden US-Dollar für 
Rüstung aus und rangierte damit so-
gar auf Platz drei.2

Solche Ausgaben stehen in engem 
Zusammenhang mit der Politik 
Chinas, die neue Seidenstraße kon-
sequent auszubauen, militärische 
Dominanz zu zeigen und entspre-
chende strategische Verf lechtungen 
im Indo-Pazifik-Raum zu etablie-
ren. Dies beinhaltet sowohl han-
delspolitische wie geostrategisch-
militärische Komponenten. China 
hat zum Teil seit Längerem enge Be-
ziehungen zu Sri Lanka, den Male-
diven, Pakistan, Nepal und Bangla-
desch gesucht und aufgebaut. Diese 
Verf lechtungen überlappen sich na-
türlich räumlich mit den Gebieten, 
die Indien traditionell als in seinem 
Einf lussbereich liegend betrachtet. 
Indien wiederum reagiert seiner-
seits auf diese Einkreisung mit ei-
genen diplomatischen Initiativen, 
wie das nachfolgende Beispiel zu 
Bangladesch veranschaulicht. In-
diens Sicherheitspolitik richtet 
sich danach aus, keinen Verlust an 

Macht und Einf luss in einer Regi-
on zu erleiden, die Indien als sei-
nen Hinterhof betrachtet.3 Die da-
raus folgende Kettenreaktion in 
Nachbarstaaten illustriert der Ar-
tikel von Toby Dalton und Jaclyn 
Tandler in diesem Heft.

Das Wachstum der militärischen Fä-
higkeiten bedingt in Südasien, dass 
Streitkräfte und bewaffnete Sicher-
heitsorgane eine zusehends größere 
Rolle im gesellschaftlichen Diskurs 
zu Sicherheit und Ordnung spielen. 
Gleichzeitig fehlen oder schwinden 
Mechanismen und vereinbarte Re-
geln für den friedlichen und zivi-
len Umgang mit Spannungen und 
Konfrontationen. So werden Auf-
rüstung und Sicherheit zum Angel-
punkt für die (Um-) Organisation 
der nationalen Gesellschaften.4

Es gab schon mal Alternativen. Mit 
der Auf lösung der Ost-West-Block-
konfrontation Anfang der 1990er-
Jahre gingen Rüstungsausgaben 
weltweit und beschleunigt zurück, 
wenngleich außerhalb Europas und 
Nordamerikas in begrenzterem 
Maße. Südasien hielt die realen Aus-
gaben weitgehend stabil. Mit Beginn 
des neuen Jahrtausends begann eine 
abermalige Trendumkehr, und die-
ses Mal stiegen die Rüstungsausga-
ben auf allen Kontinenten deutlich 
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an. Mit der Weltwirtschaftskrise 
2008 und 2009 ließ sich eine leich-
te Absenkung der militärischen Auf-
wendungen beobachten. Seit 2015 
nehmen die Militäretats wieder auf 
allen Kontinenten zu. Treiber die-
ser Steigerungen sind vor allem die 
USA und China – und als Ref lex auf 
China reagiert wiederum Indien mit 
den Folgewirkungen für die gesamt 
Region Südasien. Vor allem in Süd-
asien ordern etliche Länder große 
neue Waffensysteme und schaukeln 
sich so gegenseitig hoch.5

Umgekehrt gibt es nach wie vor kei-
ne Tradition glaubwürdigen Ver-
handelns und keine Plattform, Kon-
f likte im Interesse der beteiligten 
Seiten in einem Dialogverfahren 
wenigstens zu thematisieren. Indien 
und Pakistan haben sich in einem 
informellen Abkommen verpf lich-
tet, ihre Atomanlagen nicht anzu-
greifen und tauschen bislang jedes 
Jahr am 1. Januar eine Liste dieser 
Anlagen aus – unbeschadet dessen, 
ob ihre Beziehungen sich auf einem 
Tiefpunkt befinden. China und Pa-
kistan führen mit Indien informelle 
sogenannte Track- II-Verhand-
lungen über kerntechnische Fragen. 
An den regelmäßigen Gesprächen 
nehmen pensionierte Beamte, Mili-
tärangehörige und Wissenschaftler 
teil. In diesem Kreis fanden sogar 
schon trilaterale Gespräche zwi-
schen China, Indien und Pakistan 
über Nuklearfragen statt. Immerhin 
ein konkreter Versuch, die mit der 
Aufrüstung verbundenen Risiken zu 
mindern.6 Andererseits hatte Indi-
ens Premierminister Modi nach dem 
Selbstmordattentat im Februar 2019 
durch eine in Pakistan ansässige mi-
litante Gruppe im indisch verwal-
teten Kaschmir angedeutet, dass der 
Vorfall die Politik der strategischen 
Zurückhaltung beendet habe.

Afghanistan

Der bewaffnete Konf likt in Afgha-
nistan zeigt die andere Dimension 
der Einbettung und Konf liktgene-

rierung auf, in der eine internati-
onale Militärallianz geradezu alle 
wesentlichen Entscheidungen zu 
Sicherheit und Ordnung vorbe-
stimmt. Der Konf likt zählt im Üb-
rigen zu einem der tödlichsten der 
Welt. Kämpfer der Taliban kontrol-
lieren heute mehr Territorium als 
jemals zuvor, seit die US-geführte 
Koalition die Taliban 2001 aus Ka-
bul vertrieben hat. 

SIPRI beschreibt die Situation in 
Afghanistan als internationalisier-
ten Bürgerkrieg. Die in Brüssel an-
sässige International Crisis Group 
(ICG) führt im Detail aus, dass es 
der internationalen Gemeinschaft 
nicht gelungen ist, ein politisch sta-
biles und wirtschaftlich lebensfä-
higes Afghanistan zu schaffen. Die 
staatlichen Institutionen sind fragil 
und auch nicht in der Hauptstadt 
fähig, die Mehrheit der Bevölke-
rung mit grundlegenden Dienst-
leistungen zu versorgen oder ihre 
Sicherheit zu garantieren. 

Die jüngste Diskussion um den 
von Donald Trump im Novem-
ber 2020 verkündeten Teilrückzug 
US-amerikanischer Soldaten warf 
ein Schlaglicht auf die äußerst pre-
käre Sicherheitslage im Land. Dabei 
wird über den Abzug ausländischer 
Truppen schein seit über zehn Jah-
ren debattiert und gefeilscht. Af-
ghanistan ist nach zwei Seiten sub-
stanziell abhängig geblieben: in der 
zivilen Aufbauleistung, die weit-
gehend durch ausländische Hilfe 
und überwiegend im Schutz mili-
tärischer Sicherheit durchgeführt 
wurde. Der zweite Aspekt betrifft 
die militärische Sicherheitslei-
stung, die sich wiederum dem Ziel 
der von außen verordneten Auf-
standsbekämpfung unterzuordnen 
hat. In beiden Fällen wurden Kor-
ruption und Verschwendung von 
Hilfsgeldern als Kollateralschaden 
hingenommen.7

Die Vereinigten Staaten haben seit 
2001 den Großteil der Mittel für 

den Aufbau, die Ausbildung, die 
Ausrüstung und die Aufrechterhal-
tung der afghanischen Sicherheits-
kräfte gestellt. Die Mittel für die 
militärischen Maßnahmen beliefen 
sich im Jahr 2019 auf insgesamt 81,3 
Milliarden US-Dollar, ohne Be-
rücksichtigung von Sold oder Aus-
gleichszahlungen für Veteranen.8 
Schätzungen für den Zeitraum 
2001 bis 2017 gehen von 2,4 Billi-
onen US-Dollar aus. Vergleichbare 
Angaben für die anderen 38 NA-
TO-Verbündeten stellt die NATO 
nicht zur Verfügung.9 Neben den 
direkten militärischen Unterstüt-
zungsleistungen deckt die NATO 
die finanzielle Unterstützung für 
den zivilen Aufbau ab. Über den 
speziell dafür eingerichteten NATO 
ANA Trust Fund (NATF) haben von 
2007 bis 2018 36 Nationen rund 3,1 
Milliarden US-Dollar gespendet.10

Trotz dieser riesigen Summen gilt 
der innerstaatliche Krieg aus der 
Perspektive der westlichen Alliier-
ten als nicht mehr gewinnbar. Ein 
Waffenstillstand im Jahr 2018 und 
anschließende Verhandlungsbemü-
hungen zwischen der Regierung Af-
ghanistans und den Taliban haben 
die Möglichkeit eines Friedens zwar 
wieder als reale Option aufscheinen 
lassen. Die Prognosen für die Zeit 
nach einem Abkommen sehen aber 
für die Bevölkerung düster aus. Die 
Drogenökonomie ist als einer der 
wenigen Wirtschaftssektoren f lo-
rierend, klein- und mittelständische 
Unternehmen werden staatlichen 
Reglementierungen unter einem 
Taliban-Regime folgen müssen. 
Dies wird viele bewegen, aus dem 
Land f liehen zu wollen Dies wie-
derum betrifft unter anderem die 
Grenzregion zu Pakistan sowie die 
Flucht von jungen Afghan(inn)en  
bevorzugt nach Europa. 

Bangladesch 

Mit dem Begriff Abrüstung be-
schreibt die Regierung von Bangla-
desch ihre Außen- und Sicherheits-
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politik. In der Tat ist Bangladesch 
eine führende Stimme in der glo-
balen Abrüstungsdebatte. Das 
Land hat wichtige Abrüstungsver-
träge ratifiziert. Bangladesch war 
nach Afghanistan (1970) das zwei-
te Land Südasiens, das 1979 dem 
Atomwaffensperrvertrag beigetre-
ten ist. Bangladesch ist Vertrags-
partei beim Übereinkommen über 
das Verbot der Entwicklung, Her-
stellung, Lagerung und des Ein-
satzes chemischer Waffen und 
über die Vernichtung solcher Waf-
fen (CWC)11 sowie dem Überein-
kommen über spezifische konven-
tionelle Waffen (CCW).12 Später 
trat Bangladesch dem Haager Über-
einkommen von 1907 zur Beile-
gung internationaler Streitigkeiten 
(2011) bei, unterzeichnete 2013 
den Vertrag über den Waffenhan-
del und trat im gleichen Jahr dem 
Protokoll Nr. 5 des Verbots che-
mischer Waffen (CWC) bei. Im Jahr 
2017 ratifizierte Bangladesch den 
Atomwaffenverbotsvertrag (Treaty 
on the Prohibition of Nuclear We-
apons). Bangladesch hat sich also 
in eine weitreichende Architektur 
von internationalen Kontroll- und 
Streit sch l ichtungsmechanismen 
einbinden lassen. Das hindert die 
Regierung natürlich nicht daran, 
etwa extrem teure U-Boote zum 
Schutz der maritimen Grenzen an-
zuschaffen.13

In das Bild der multilateral an-
gelegten Friedenspolitik passt 
die Teilnahme von Soldaten aus 
Bangladesch an mehreren UN Frie-
densmissionen.14 

Im Jahr 2017 haben Indien und 
Bangladesch ein Rahmenabkom-
men zur verstärkten Zusammenar-
beit unterzeichnet. Vereinbart wur-
de unter anderem eine Steigerung 
des Handels, die Zusammenarbeit 
bei der Kernenergie, die Verteilung 
von Wasser aus gemeinsamen Flüs-
sen und die Ausweitung der mili-
tärischen Zusammenarbeit. Außer-
dem sieht das Rahmenabkommen 

vor, dass Indien Bangladesch eine 
Kreditlinie in Höhe von fünf Mil-
liarden US-Dollar für die Entwick-
lung der Infrastruktur und den 
Kauf von militärischer Hardware 
bereitstellt. 

Es gab Kritik an dem Abkommen 
in beiden Ländern. Es wurde da-
rauf verwiesen, dass ein vergleich-
barer Vertrag über Freundschaft, 
Zusammenarbeit und Frieden von 
1972 („Verteidigungspakt“) keiner-
lei Wirkung entfaltet hatte. Statt-
dessen stünde zu vermuten, dass die 
indische Politik die Regierung von 
Bangladesch gezwungen habe, das 
Abkommen zu unterzeichnen, um 
China abzudrängen.15 Bangladesch 
hat seit langem ein Abkommen über 
die Zusammenarbeit im Verteidi-
gungsbereich mit China. China ist 
der größte Lieferant von militä-
rischer Hardware. Mit chinesischer 
Unterstützung produziert Bangla-
desch seit vielen Jahren auch Klein-
waffen selbst. Wenige Tage vor 
der Unterzeichnung 2017 sickerte 
durch, dass Indien sich vor allem 
auf den Verteidigungspakt kon-
zentrieren wolle. Die in vorherge-
henden Artikeln beschriebenen 
Wechselwirkungen treten gerade-
zu exemplarisch zutage.
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